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Wortmeldung
Wenn Onkel Dagobert 

nicht nur an sich denkt…

Immer mehr Kommunen stehen infolge 
der Krise, zusätzlicher Aufgaben und Steu-
ersenkungen vor dem finanziellen Ruin. 
Nun ist von „Schock-Sparprogrammen“ 
die Rede: Nach einer aktuellen Erhebung 
planen 60% der Kommunen eine deutliche 
Reduzierung der Leistungen. Sparen wollen 
sie in der Jugend- und Seniorenbetreuung. 
Sie planen Einschränkungen bei den Kita-
Öffnungszeiten, schließen Bäder und schal-
ten (welch eine Symbolik!) buchstäblich das 
Licht aus, also die Straßenbeleuchtung. 
Die Gebühren in Büchereien, für Wasser, 
Straßenreinigung und Müll sollen in 84% 
der Kommunen steigen. Ob der gesetzlich 
garantierte Krippenplatz ab 2013 realisiert 
werden kann, ist momentan fraglich. Billige 
Lösungen könnten die Folge sein: Quantita-
tiv und qualitativ unzureichende Betreuung 
bis hin zu Ein-Euro-Kräften, die im Notfall 
die erkrankten Fachkräfte ersetzen. Einer 
guten Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
kommen wir auf diese Weise nicht näher. 
Die Zeche zahlen vor allem die 1,74 Mio 
armen Kinder und ihre Mütter, und diese 
in doppelter Hinsicht: Manche verzichten 
unter diesen Bedingungen unfreiwillig auf 
Erwerbsarbeit – und bekommen nach den 
neuesten Sparplänen als Hartz- IV- Emp-
fängerin nicht einmal Elterngeld. Andere 
sind davon als Erwerbstätige betroffen, weil 
hauptsächlich prekäre Jobs, also schlecht 
bezahlt, befristet, in Teilzeit oder gar als 
Ein-Euro-Job, angeboten werden. 
Andererseits gibt es Menschen mit Vermö-
gen, die diese Situation ebenso als unge-
recht empfinden. So fordern Unternehmer 
wie Roßmann, Kind und Maschmeyer aus 
Hannover höhere Steuern für Reiche. An-
gesichts der Tatsache, dass die Vermögen 
von Millionären und Milliardären weltweit 
in 2009 um 18,9% auf 39 Billionen Dollar 
gewachsen sind, ist das nicht verwunderlich 
und trotzdem eine vorbildliche Initiative.
Verwunderlich ist nur, dass die politisch 
Verantwortlichen nicht reagieren. Wir er-

innern uns: Noch in den 70er Jahren galt 
ein Spitzensteuersatz von 56 %, 1998 von 
53%. Dieser wurde peu à peu weiter abge-
senkt und liegt heute bei 45 %. Nun haben 
nach der vorschnellen Senkung des Mehr-
wertsteuersatzes für Hotelübernachtungen 
sogar Teile der FDP kalte Füße bekommen. 
Zu einer Rücknahme des Gesetzes ist die 
Koalition aber nicht bereit. 
Andere Länder zeigen uns, dass es auch 
anders geht – geprägt in den skandina-
vischen Ländern von der Grundhaltung, 
dass an der Wohlstandsentwicklung mög-
lichst alle partizipieren sollen und nicht nur 
einige wenige besonders Begünstigte. 
Schweden erhebt einen Spitzensteuersatz 
von 55%, Dänemark nimmt die Reichen mit 
56,6% in die Pflicht. Die Unternehmens-
steuern liegen in Schweden bei 4% des 
Bruttoinlandsproduktes (BIP), in Deutsch-
land nur bei 1,4% des BIP. Deutschland 
hat die Vermögenssteuer im Unterschied 
zu vielen anderen Ländern abgeschafft und 
erhebt nur einen relativ kleinen Erbschafts-
steuersatz. 
Auf diese Weise wird der Sozialstaat aus-
geblutet. Gerecht geht anders. 
Einigen Reichen in unserem Lande ist dies 
offensichtlich inzwischen peinlich. 
Wie wär’s mit einer Kampagne der Wohl-
habenden für eine deutlich höhere Besteu-
erung ihrer Einkünfte und Gewinne? Dann 
könnte das Recht wieder „wie Wasser 
strömen und die Gerechtigkeit wie ein 
nie versiegender Bach“ 
(Amos 5, 24).
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